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Satzung der Stadt Kevelaer über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG NW für 
straßenbauliche Maßnahmen vom 18.2.1991, zuletzt geändert durch die 1. Satzung 
zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG NW vom 
19.06.2002    

 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13.8.1984 (GV.NW.1984 S.475), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 7.3.1990 (GV.NW.S.141), und des § 8 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV.NW.S.712), zuletzt geändert durch 
Art. 13 des Rechtsbereinigungsgesetzes 1987 für das Land Nordrhein-Westfalen (RBG 87 
NW) vom 6.10.1987 (GV.NW.S.342), hat der Rat der Stadt Kevelaer in seiner Sitzung am 
5.2.1991 folgende Beitragssatzung beschlossen:   1) 
 
 

§ 1 Allgemeines 
 
Zum Ersatz des Aufwandes für die (nachmalige) Herstellung, Erweiterung und Verbesse-
rung von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen (Erschließungsanlagen) und als Ge-
genleistung für die dadurch den Eigentümern und Erbbauberechtigten der erschlossenen 
Grundstücke erwachsenden wirtschaftlichen Vorteile erhebt die Stadt Beiträge nach Maß-
gabe dieser Satzung.  
 
 
§ 2 Umfang und Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes  
 
(1) Beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für  
 
1. den Erwerb (einschließlich der Erwerbsnebenkosten) der für die Herstellung, Erweite-

rung oder Verbesserung der Erschließungsanlage benötigten Grundflächen; dazu ge-
hört auch der Wert der hierfür von der Stadt aus ihrem Vermögen bereitgestellten eige-
nen Grundstücke und der Wert der unentgeltlich sowie der unter ihrem Verkehrswert 
erworbenen Grundstücke, soweit dieser nach § 6 auf den Beitrag angerechnet wird; 
maßgebend ist der Wert im Zeitpunkt des Beginns der Baumaßnahme,  

 
2. die Freilegung der Flächen,  

 
3. die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung der Fahrbahnen mit Unterbau und De-

cke sowie für notwendige Erhöhungen und Vertiefungen; für Wege und Plätze gilt diese 
Bestimmung sinngemäß,  

 
4.  die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung von  

a)  Rinnen und Randsteinen,  
b)  Radwegen,  
c)  Gehwegen und Grünanlagen als Bestandteile von Erschließungsanlagen,   
d)  Beleuchtungseinrichtungen,  
e)  Entwässerungseinrichtungen für die Oberflächenentwässerung der Erschließungs 

anlagen,  
f)   Böschungen, Schutz- und Stützmauern,  
g)  Parkflächen,  

 
5. die Umwandlung einer Fahrbahn nebst Gehwegen in eine Fußgängergeschäftsstraße, 
 
6. die Umwandlung einer Fahrbahn nebst Gehwegen in einen verkehrsberuhigten Bereich 

im Sinne des § 42 Abs. 4a StVO.  
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(2) Zum Ersatz des Aufwandes für Hoch- und Tiefstraßen sowie für Straßen, die für den 

Schnellverkehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt sind (Schnellverkehrsstraßen), ferner 
für Brücken, Tunnel und Unterführungen mit den dazugehörigen Rampen werden kei-
ne Beiträge erhoben. Die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Land- und 
Kreisstraßen sind nur insoweit beitragsfähig, als sie breiter sind als die anschließen-
den freien Strecken. Nicht beitragsfähig sind die Kosten für die laufende Unterhaltung 
und Instandsetzung der Erschließungsanlagen.  

 
(3) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Aufwendungen ermittelt.  
 
(4) Der Rat kann beschließen, daß der Aufwand für einen Abschnitt einer Erschließungs-

anlage gesondert ermittelt wird, wenn der Abschnitt selbständig benutzt werden kann.  
 
 

§ 3 Anteil der Stadt und der Beitragspflichtigen am Aufwand 
 
(1) Die Stadt trägt den Teil des Aufwandes, der auf die Inanspruchnahme der Erschlie-

ßungsanlagen durch die Allgemeinheit entfällt. Der übrige Teil des Aufwandes ist von 
den Beitragspflichtigen zu tragen (Anteil der Beitragspflichtigen nach Absatz 3). Der 
auf die Stadt entfallende Anteil für stadteigene Grundstücke wird so berechnet, als ob 
die Stadt selbst beitragspflichtig wäre.  

 
(2) Überschreiten Erschließungsanlagen die nach Absatz 3 anrechenbaren Breiten, so 

trägt die Stadt den durch die Überschreitung verursachten Mehraufwand allein.  
 
(3) Die anrechenbaren Breiten nach Absatz 2 und der Anteil der Beitragspflichtigen an 

dem Aufwand für die anrechenbaren Breiten nach Absatz 1 Satz 2 werden wie folgt 
festgesetzt:     

_______________________________________________________________________________ 
                                anrechenbare Breiten 
 
bei                                                   in Kern-,Gewer-   in sonstigen Bauge-                  Anteil der 
(Straßenart)                                     be- u.Industrie-   gebieten und inner-                   Beitrags- 
                                                        gebieten              halb im Zusammenhang           pflichtigen 
                                                                                    bebauter Ortsteile______________________ 
              1                                                 2                                3__________________4_________ 
 
1. Anliegerstraßen 

a) Fahrbahn 8,50 m 5,50 m 50 v.H. .          
b) Radweg einschl.Sicherheits- 
 streifen je 1,70 m nicht vorgesehen 50 v.H. 
c) Parkstreifen je 2,50 m je 2,00 m 60 v.H. 
d) Gehweg und Grünanlagen je 2,50 m je 2,50 m 60 v.H. 
e) Beleuchtung und  Ober-  
 flächenentwässerung - - 50 v.H. 

 
2. Haupterschließungsstraßen 

a) Fahrbahn 8,50 m 6,50 m 30 v.H. 
b) Radweg einschl.Sicherheits- 
 streifen  je 1,70 m je 1,70 m 30 v.H. 
c) Parkstreifen je 2,50 m je 2,00 m 50 v.H. 
d) Gehweg und Grünanlagen je 2,50 m je 2,50 m 50 v.H. 
e) Beleuchtung und Ober- 
 flächenentwässerung - - 30 v.H. 
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3. Hauptverkehrsstraßen 
 

a) Fahrbahn  8,50 m 8,50 m 10 v.H. 
b) Radweg einschl. Sicherheits- 
 streifen je 1,70 m je 1,70 m 10 v.H. 
c) Parkstreifen je 2,50 m je 2,00 m 50 v.H. 
d) Gehweg und Grünanlagen je 2,50 m je 2,50 m 50 v.H. 
e) Beleuchtung und Ober- 
 flächenentwässerung - - 10 v.H. 
 

4. Hauptgeschäftsstraßen 
a) Fahrbahn 7,50 m 7,50 m 40 v.H. 
b) Radweg einschl. Sicherheits- 
 streifen. je 1,70 m je 1,70 m 40 v.H. 
c) Parkstreifen  je 2,00 m je 2,00 m 60 v.H. 
d) Gehweg und Grünanlagen je 6,00 m je 6,00 m 60 v.H. 
e) Beleuchtung und Ober- 
 flächenentwässerung - - 40 v.H. 

 
5. Fußgängergeschäfts- 
 straßen einschl.Beleuchtung 
 u. Oberflächenent- 
 wässerung  9,00 m 9,00 m 30 v.H. 
 
6. Selbständige Gehwege 
 einschl.Beleuchtung und   
 Oberflächenent- 
 wässerung 3,00 m 3,00 m 60 v.H. 
 
7. Verkehrsberuhigte Bereiche 
 i.S. des § 42 Abs. 4a der  
 Straßenverkehrsord- 
 nung (StVO) einschl. 
 Parkflächen, Beleuch- 
 tung und Oberflächen- 
 entwässerung    9,00 m 9,00 m 30 v.H. 
 
Wenn bei einer Straße ein oder beide Parkstreifen fehlen, erhöht sich die anrechenbare 
Breite der Fahrbahn um die anrechenbare Breite des oder der fehlenden Parkstreifen, falls 
und soweit auf der Straße eine Parkmöglichkeit geboten wird.  
 
(4) Im Sinne des Absatzes 3 gelten als  
 
a) Anliegerstraßen: Straßen, die überwiegend der Erschließung der angrenzenden oder 

der durch private Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstücke dienen,  
b) Haupterschließungsstraßen: Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und 

gleichzeitig dem Verkehr innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusam-
menhang bebauten Ortsteilen dienen, soweit sie nicht Hauptverkehrsstraßen nach 
Buchstabe c) sind,  

c) Hauptverkehrsstraßen: Straßen, die dem durchgehenden innerörtlichen Verkehr oder 
dem überörtlichen Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Bundes-, Land- und 
Kreisstraßen mit Ausnahme der Strecken, die außerhalb von Baugebieten und von in 
Zusammenhang bebauten Ortsteilen liegen,  

d) Hauptgeschäftsstraßen: Straßen, in denen die Frontlänge der Grundstücke mit Laden-
geschäften im Erdgeschoß überwiegt, soweit es sich nicht um Hauptverkehrsstraßen 
handelt,  
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e) Fußgängergeschäftsstraßen: Hauptgeschäftsstraßen, die in ihrer gesamten Breite dem 
Fußgängerverkehr dienen, auch wenn eine zeitlich begrenzte Nutzung für den Anliefer-
verkehr möglich ist,  

f) Selbständige Gehwege: Gehwege, die der Erschließung dienen und nicht Bestandteil 
einer Erschließungsanlage sind, auch wenn die Benutzung für Radfahrer und für den 
Anliegerverkehr mit Kraftfahrzeugen möglich ist,  

g) Verkehrsberuhigte Bereiche: Straßen, auf denen die Aufenthaltsfunktion überwiegt und 
der Fahrzeugverkehr eine untergeordnete Funktion hat.  

 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten für öffentliche Plätze entsprechend.  
 
(5) Über die Einstufung der Straßen entscheidet der Rat.  
 
(6) Erstreckt sich eine straßenbauliche Maßnahme auf mehrere Straßenabschnitte, für 

die sich nach Absatz 3 unterschiedliche anrechenbare Breiten oder unterschiedliche 
Anteile der Beitragspflichtigen ergeben, so sind die Straßenabschnitte gesondert ab-
zurechnen, ohne daß es dazu eines Ratsbeschlusses bedarf.  

 
(7) Grenzt eine Straße ganz oder in einzelnen Abschnitten mit einer Seite an ein Kern-, 

Gewerbe- oder Industriegebiet und mit der anderen Seite an ein sonstiges Baugebiet 
oder an einen im Zusammenhang bebauten Ortsteil und ergeben sich dabei nach Ab-
satz 3 unterschiedliche anrechenbare Breiten, so gilt die Straße oder der Straßenab-
schnitt im Verhältnis zu den Grundstücken im Kern-, Gewerbe- und Industriegebiet als 
Straße in einem solchen Gebiet und im Verhältnis zu den anderen Grundstücken als 
Straße in einem sonstigen Baugebiet oder in einem im Zusammenhang bebauten 
Ortsteil.  

 
(8) Für Erschließungsanlagen, für die die in Absatz 3 festgesetzten anrechenbaren Brei-

ten oder Anteile der Beitragspflichtigen offensichtlich nicht zutreffen, bestimmt der Rat 
durch Satzung etwas anderes.  

 
 

§ 4 Beitragsmaßstäbe, Geltungsdauer 
 
(1) Der nach § 3 gekürzte, beitragsfähige Aufwand wird auf die durch die Erschließungs-

anlage bzw. den nach § 2 Abs. 4 gebildeten Abschnitt einer Erschließungsanlage er-
schlossenen Grundstücke nach den Grundstücksflächen verteilt. Dabei wird die 
Grundstücksfläche entsprechend der durch die zulässige Geschoßzahl gekennzeich-
neten Ausnutzbarkeit mit einem Vomhundertsatz vervielfältigt, der im einzelnen be-
trägt:  

 
1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit   100 v.H. 
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit   125 v.H. 
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit  150 v.H. 
4. bei viergeschossiger Bebaubarkeit   175 v.H. 
5. für jedes weitere Geschoß zusätzlich      5 v.H. 
 
(2)     
a) Als zulässige Geschoßzahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige 

Zahl der Vollgeschosse im Sinne des § 18 Baunutzungsverordnung. Ist im Bebau-
ungsplan nur eine Baumassenzahl festgesetzt, so ist bis zu jeweils 2,8 cbm zulässige 
Baumasse pro qm Grundstücksfläche ein Geschoß zugrunde zu legen.  

 
b) Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine gewerbliche Nutzung ohne Bebau-

ung festgesetzt ist, ist als zulässige Geschosszahl 2 anzusetzen. Das gleiche gilt für 
Grundstücke, die im Bebauungsplan als Gemeinbedarfsflächen ohne Festsetzung der 
Geschoßzahl ausgewiesen sind, soweit allerdings diese Ausweisung nur Friedhöfe, 
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Schwimmbäder, Sportplätze oder Kinderspielplätze sowie sonstige Anlagen, die nach 
ihrer Zweckbestimmung im wesentlichen in einer Ebene genutzt werden können, zu-
läßt, ist die Geschoßzahl 1 als zulässige Geschoßzahl anzuset-  

 zen. Die Sätze 1 und 2 sind auch bei Grundstücken mit vergleichbarer Nutzung in 
unbeplanten Gebieten anzuwenden.  

 
c) Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine nicht gewerbliche Nutzung ohne 

Bebauung oder eine Bebauung mit Garagen festgesetzt ist, wird der Verteilung des 
Erschließungsaufwandes die mit 100 v.H. vervielfältigte Grundstücksfläche zugrunde 
gelegt.  

 
d) Werden bei einzelnen Grundstücken die gem. Buchst. a),  b) oder c) in Verbin-

dung mit Abs. 1 ermittelten Produkte durch Werte überschritten, die sich unter Zu-
grundelegung der in Abs. 1 festgesetzten Vomhundertsätze infolge der tatsächlichen 
Bebauung im Wege von Ausnahmen und Befreiungen oder in sonstiger Weise erge-
ben, so sind bei der Verteilung des Aufwandes für diese Grundstücke die höheren 
Werte anzusetzen.  

 
e) Bei anderen als den in Buchst. b) angesprochenen  Grundstücken, die in unbe-

planten Gebieten liegen, ist als zulässige Geschoßzahl der Durchschnittswert der bei 
den übrigen durch die Erschließungsanlage bzw. einen Abschnitt der Erschließungs-
anlage erschlossenen Grundstücken vorhandenen Vollgeschossen anzusetzen. Wird 
dieser Durchschnittswert durch die vorhandene Bebauung auf einem bestimmten 
Grundstück überschritten, so gilt für dieses Grundstück als zulässige Geschoßzahl 
die vorhandene höhere Anzahl der Vollgeschosse. Ist dagegen aufgrund eines wei-
tergehenden Antrages eine Baugenehmigung erteilt worden, nach der die tatsächlich 
genehmigte Anzahl der Vollgeschosse für ein bestimmtes Grundstück geringer ist als 
der Durchschnittswert, so gilt für dieses Grundstück die geringere Anzahl der Vollge-
schosse als zulässige Geschoßzahl.  

 
f)  Grundstücke im unbeplanten Innenbereich, auf denen nur Garagenbebauung oder 

Stellplätze zulässig sind, gelten als eingeschossig bebaubare Grundstücke. 
 
(3) Werden von einer abzurechnenden Maßnahme außer überwiegend gewerblich ge-

nutzten Grundstücken oder Grundstücken, die in einem Kern-, Gewerbe- oder Indust-
riegebiet liegen, auch andere Grundstücke erschlossen, so sind für die Grundstücke 
in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für die Grundstücke, die überwiegend 
gewerblich genutzt werden, die in den Abs. 1 und 2 genannten Vomhundertsätze um 
50 Prozentpunkte zu erhöhen. Für die Bestimmung des Charakters eines Gebietes 
sind in beplanten Gebieten die Festsetzungen des Bebauungsplanes, im übrigen die 
in den §§ 2 ff. der Baunutzungsverordnung angegebenen Merkmale maßgebend.  

 
(4) Als Grundstüksfläche im Sinne von Absatz 1 gilt:      

 
1. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, auf die der Be-

bauungsplan die bauliche, gewerbliche oder sonstige Nutzungsfestsetzung be-
zieht; über die Grenzen des Bebauungsplanes hinausgehende Grundstücksteile 
bleiben unberührt, 

 
2.  wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderlichen Festsetzungen 

nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche, höchstens jedoch 
 
a) bei Grundstücken, die an die Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche zwi-

schen der Erschließungsanlage und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufen-
den Parallele,  
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b)   bei Grundstücken, die nicht an die Erschließungsan- lage angrenzen oder ledig-
lich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit dieser verbunden sind, die 
Fläche zwischen der der Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksseite 
bis zu einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Parallele.  

 Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Erschlies-
sungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unbe-
rücksichtigt. 
 

In den Fällen 1. und 2. ist bei darüber hinausgreifender tatsächlicher baulicher oder 
gewerblicher Nutzung zusätzlich die Tiefe der übergreifenden Nutzung zu berücksich-
tigen. 

 
(5) Erschlossene Grundstücke, die nicht baulich oder gewerblich genutzt sind und auch 

nicht baulich oder gewerblich genutzt werden können, werden mit 50 v.H. der Grund-
stücksfläche angesetzt. 

 
(6) Soweit durch eine Ausbaumaßnahme eine von mehreren ein Grundstück erschlie-

ßenden Erschließungsanlagen eine Ausstattung erlangt, die eine andere das Grund-
stück erschliessende Erschließungsanlage bereits besitzt, werden von der anrechen-
baren Grundstücksfläche nur 60% in Ansatz gebracht.  

 
 

§ 5 Beitragspflichtige 
 
(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Zustellung des Beitragsbescheides 

Eigentümer des Grundstükkes ist. Mehrere Eigentümer eines Grundstücks sind Ge-
samtschuldner.  

 
(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentü-

mers der Erbbauberechtigte.  
 
 

§ 6 Anrechnung von Grundstückswerten 
 
Hat der Beitragspflichtige oder sein Rechtsvorgänger Grundflächen unentgeltlich oder 
unter ihrem Verkehrswert für die Ausbaumaßnahme an die Stadt abgetreten und sind sol-
che Abtretungen bei der Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes berücksichtigt worden, 
so wird der Verkehrswert bzw. der nicht vergütete Teil des Verkehrswertes als Vorausleis-
tung auf den Beitrag angerechnet.  
 
 

§ 7 Kostenspaltung 
 
Der Beitrag kann für  
 
1. den Grunderwerb,  
2. die Freilegung,  
3. die Fahrbahn,  
4. die Radwege,  
5. die Gehwege,  
6. die Parkflächen, 
7. die Beleuchtungsanlagen,  
8. die Entwässerungsanlagen  
 
gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald die Maßnah-
me, deren Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, abgeschlossen worden ist. Die 
Anwendung der Kostenspaltung wird im Einzelfall vom Rat beschlossen.  
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§ 8 Billigkeitsregelung 

 
Der Beitrag kann auf Antrag ermäßigt oder nicht erhoben werden, wenn dies aus Billig-
keitsgründen im Hinblick auf die in dieser Satzung nicht beücksichtigten besonderen Um-
stände des Einzelfalles, die sich aus der Lage oder dem Zuschnitt des Grundstückes er-
geben, gerechtfertigt ist. Die Entscheidung darüber trifft der Rat der Stadt.  
 
 

§ 9 Vorausleistungen und Ablösung 
 
(1) Sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist, kann die Stadt 

angemessene Vorausleistungen, höchstens jedoch bis zur Höhe des voraussichtli-
chen Beitrages, erheben.  

 
(2) Der Straßenbaubeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag richtet sich nach 

der voraussichtlichen Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu ermittelnden Stra-
ßenbaubeitrages. 

 
§ 10 Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach dem Zugehen des Beitragsbescheides fällig.  
 
 

§ 11 Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 1.1.1988 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Kevelaer über die Erhebung von Beiträgen 

nach § 8 des Kommunalabgabengesetzes - KAG - für straßenbauliche Maßnahmen 
vom 29.9.1987 außer Kraft.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


